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Billiges
Gift

Sie machen wach,
sie machen stark,
sie machen glück-

lich – und sie machen
noch nicht mal arm. Aber
sie machen krank. Sehr
krank. Synthetische Dro-
gen, die zunehmend den
deutschen Markt über-
schwemmen.

In Köln wird ein Gramm Am-
phetamin auf der Straße für 2,50
Euro aufwärts gehandelt. Billiger
als Zigaretten, preiswerter als Ha-
schisch. Das liegt vor allem an der
Nähe zu den Niederlanden. Dort
besorgen die Drogenköche häufig
die Grundsubstanzen, aus denen
sie hierzulande die hochgefährli-
chen Designerdrogen mischen.

Bundesweit beobachtet die Poli-
zei einen starken Anstieg beim
Handel mit synthetischen Drogen
und zugleich einen Preisverfall,
weil der gepanschte Stoff in immer
größeren Mengen verfügbar ist.
Insgesamt 73 bislang unbekannte,

künstlich hergestellte Rauschmit-
tel wurden im vergangenen Jahr in
der EU entdeckt – ein besorgniser-
regender Rekordwert.

So gefährlich die Einnahme her-
kömmlicher Drogen wie Heroin
oder Kokain unbestreitbar ist – die
Risiken sind bekannt, die Wirkung
ist erforscht, die gesundheitlichen
Folgen sind in gewissem Rahmen
kalkulierbar. Es existieren erprob-
te Ersatzstoffe und Therapieansät-
ze, um eine Sucht zu bekämpfen.

Bei den neuen Giftmischungen
ist das komplizierter. Denn die
langfristige Wirkung auf den
menschlichen Organismus ist bis-
her nur rudimentär bekannt. Kaum
jemand weiß, was genau drin-
steckt in den Substanzen, die so
harmlos als Badesalz, Raumlufter-
frischer oder Räuchermischung
daherkommen und verharmlosen-

TIM.STINAUER@MDS.DE
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Der Handel mit immer neuen
synthetischen Drogen wächst rasant
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de Namen tragen wie
„Fly Cherry“ oder „Mon-
kees go Bananas“. Wis-
senschaftler haben in
synthetischen Drogen
Batteriesäure, Rattengift
und Betäubungsmittel
für Nashörner gefunden.
In den USA bekannte

kürzlich ein Süchtiger, er habe in
seinem Leben so ziemlich alle har-
ten Drogen von Heroin bis Crack
eingenommen. Was aber das ver-
meintliche Badesalz Mephedrin,
eine dieser synthetischen Drogen,
in ihm ausgelöst habe, hätte ihn
schwer geschockt. Er wandte sich
an eine Zeitung, um die Öffent-
lichkeit vor dem Konsum von Me-
phedrin zu warnen: Der Mann be-
richtete, er habe sich im Rausch
selbst schwer verstümmelt.

Solche Horrorgeschichten sind
geeignet, Panik zu schüren. Aber
das wäre falsch. Denn trotz der ra-
sant steigenden Zahl von Konsu-
menten ist der Kreis derer, die die
neuen Chemie-Cocktails regelmä-
ßig und in größeren Mengen kon-
sumieren, noch vergleichsweise
gering. Außerdem gibt es in
Deutschland ein dichtes Netz an
Hilfsangeboten und – gerade auch
in Köln – eine gut funktionierende
Drogenberatung.

Um die Grundlage für die Prä-
ventionsarbeit zu verbessern,
muss die Forschung auf dem Ge-
biet der synthetischen Rauschmit-
tel ausgebaut werden. Der Gesetz-
geber muss konsequent neu auf-
tauchende Substanzen verbieten –
auch wenn die Panscher die Re-
zepturen mitunter schneller verän-
dern, als die Tinte unter dem Ge-
setz getrocknet ist. Aber nur Ver-
bote halten die Preise für das An-
gebot illegaler Drogen hoch, was
den Zugang immerhin erschwert.

Vor allem aber drängt sich die
Frage auf, warum insbesondere
Männer zwischen 20 und 30 Jah-
ren zunehmend auf zerstörerische
Designerdrogen zurückgreifen.
Aus purer Abenteuerlust? Aus
Langeweile? Zur Lebensbewälti-
gung? Drogenprävention ist eine
gesellschaftliche Aufgabe. Die
neuen Designerdrogen sind eine
schwierige Herausforderung.

Kaum jemand weiß,
was genau drinsteckt in
den Substanzen, die so
harmlos als Badesalz,
Raumlufterfrischer oder
Räuchermischung
daherkommen

Ruth Hieronymi hat am
Mittwochabend sicherlich
tief durchgeatmet. Endlich

ist die Vorsitzende des WDR-
Rundfunkrats von der Last befreit,
einen Intendanten finden zu müs-
sen. DieAufgabe war ein Balance-
akt auf Messers Schneide. Gründ-
lich sollte die Suche sein, gleich-
zeitig sollte sie schnell über die
Bühne gehen, denn ein langes
Machtvakuum ist so ziemlich das
Letzte, was der WDR in diesen
Zeiten gebrauchen kann. Transpa-
renz wurde bei der Auswahl gefor-
dert, aber auch größtmögliche
Verschwiegenheit. All das unter
einen Hut zu bringen war beinahe
ein Ding der Unmöglichkeit.

Hieronymi zeigte sich am Mitt-
wochabend überzeugt, die passen-
de Wahl für den wichtigsten Chef-
posten in derARD getroffen zu ha-
ben. Muss sie ja auch.Aber istTom
Buhrow wirklich der Beste, der
diesen Job übernehmen kann? Im

VON ANNE BURGMER
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Sender und auch darüber hinaus
gibt es erhebliche Zweifel. Buh-
row ist ein erfahrener und angese-
hener Journalist, keine Frage. Er
kennt auch den WDR. Aber der
Job des Intendanten verlangt mehr
als das. Der Chef der größten
ARD-Anstalt muss ein Manager
sein, muss führen und kommuni-
zieren können. Buhrow wird be-
weisen müssen, ob er dazu in der
Lage ist. Er wird lernen müssen,
diesen Job auszufüllen.

Doch genau das ist das Problem:
Der WDR braucht niemanden, der
erst noch in die Lehre geht. Er
braucht einen Meister, einen, der
schon alles mitbringt, was Voraus-
setzung dafür ist, um den West-
deutschen Rundfunk zurück zu al-
ter Stärke zu führen. Vielleicht ist
es wirklich so, dass der Rundfunk-
rat im Rahmen seiner Möglichkei-
ten die beste Wahl getroffen hat.
Aber dann reichen seine Möglich-
keiten nicht aus.

Tom Buhrow wird neuer WDR-Intendant

Lehrling auf dem Chefsessel
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Die Luft wird dünner für Aggressoren
Der Internationale Strafgerichtshof soll künftig auch gegen einen staatlichen
Angriffskrieg vorgehen können – Deutschland ratifiziert Vertragsänderung
VON CLAUS KRESS

Einen Angriffskrieg zu be-
ginnen, ist das schwerste
internationale Verbre-

chen.“ Mit diesen berühmten Wor-
ten setzte das Nürnberger Urteil
von 1946 gegen die deutschen
Hauptkriegsverbrecher den histo-
rischen Präzedenzfall für die
Strafbarkeit des Angriffskriegs
nach internationalem Recht. Ro-
bert Jackson, der charismatische
Chefankläger der USA, hatte ein
ausgeprägtes Gespür dafür, dass
das Nürnberger Urteil kein Einzel-
fall bleiben durfte, sollte das Ver-
bot desAngriffskriegs in den inter-
nationalen Beziehungen tatsäch-
lich Wirkung entfalten. Jackson
stellte deshalb noch in der Nürn-

berger Geburtsstunde des Völker-
strafrechts in Aussicht, dass fortan
das Führungspersonal eines jeden
Aggressorstaats mit internationa-
ler Strafverfolgung rechnen müs-
se.

Dieses Nürnberger Versprechen
ließ sich freilich leichter abgeben
als einlösen. Denn (Völker-)Recht
und Macht stoßen gerade beim
Einsatz militärischer Gewalt eines
Staates gegen einen anderen Staat
hart aufeinander. Doch inzwi-
schen gibt es bemerkenswerte
Fortschritte auf dem Weg zu die-
sem großen Ziel. Am kommenden
Montag übergibt Außenminister
Guido Westerwelle dem General-
sekretär der Vereinten Nationen in
NewYork eine Urkunde von histo-
rischer Bedeutung: Als einer der
ersten Staaten weltweit ratifiziert
Deutschland eine Änderung des
Vertragswerks für den Internatio-
nalen Strafgerichtshof mit Sitz in
Den Haag. Darin wird dem Ge-
richt unter bestimmten Bedingun-
gen die Befugnis eingeräumt, auch
im Fall einer staatlichen Aggressi-
on tätig zu werden.

Noch 1998 misslang es wegen
unüberbrückbarer politischer Dif-
ferenzen, dem soeben gegründe-
ten Internationalen Strafgerichts-
hof – selbst ein Novum in der
Rechtsgeschichte – die Befugnis
einzuräumen, nicht nur Völker-
mord, Menschlichkeitsverbrechen
und Kriegsverbrechen zu ahnden,
sondern auch dem Verdacht eines

staatlichenAngriffskriegs nachzu-
gehen. Wenig später indessen
wendete sich das Blatt zur Überra-
schung der meisten Beobachter.
Denn 2010 einigten sich die Ver-
tragsstaaten des Internationalen
Strafgerichtshofs während einer
Konferenz in Ugandas Hauptstadt
Kampala auf eine Definition des
Verbrechens der Aggression und –
nach besonders zähen und am En-
de dramatischen Verhandlungen –
auch über die Zuständigkeit des
noch jungen Weltstrafgerichts-
hofs.

Der „Kompromiss von Kampa-
la“ formuliert eine sehr hohe
Schwelle für die Strafbarkeit staat-
licher Aggression. Erfasst davon
wird überhaupt nur die Beteili-
gung an besonders gravierenden
und eindeutig völkerrechtswidri-
gen Gewalteinsätzen. Gedacht ist
vor allem an Eroberungskriege,
wie sie von Adolf Hitler oder Sad-
dam Hussein geführt wurden. An-
ders zu beurteilen wären demge-
genüber bewaffnete Interventio-
nen wie die der Nato 1999 im Ko-
sovo, auch wenn dieser Einsatz zur
Beendigung schwerer Menschen-
rechtsverletzungen wegen des feh-
lenden UN-Mandats völkerrecht-
lich umstritten geblieben ist.

Während es gute Gründe gibt,
den Tatbestand der staatlichen Ag-
gression behutsam zu fassen, ist es
rundweg zu bedauern, dass Kam-
pala hinter dem Ideal der weltweit
gleichmäßigen Anwendung des

Zur Person
Prof. Claus Kreß, geboren 1966
in Köln, ist Professor für Straf-
und Völkerrecht und Direktor
des Instituts für Friedenssiche-
rungsrecht an der Universität
zu Köln. Seit 1998 gehört er den
Verhandlungsdelegationen der
Bundesregierung zum Interna-
tionalen Strafgerichtshof an.

(Völker-)Recht und
Macht stoßen gerade
beim Einsatz
militärischer Gewalt
eines Staates gegen
einen anderen Staat
hart aufeinander

Claus Kreß BILD: JÖRN NEUMANN

Völkerstrafrechts deutlich zurück-
bleibt. Autorisiert nämlich der
UN-Sicherheitsrat die Strafverfol-
gung nicht eigens, so kann Den
Haag nicht gegen Angehörige ei-
nes Staates ermitteln, der – wie et-
wa die Veto-Mächte China, Russ-
land und die USA – dem Vertrag
über die Gründung des Internatio-
nalen Strafgerichtshofs nicht zu-
gestimmt hat.

Und doch: Selbst für einen am
Ende von einem Veto im Sicher-
heitsrat geschützten Nichtver-
tragsstaat würde die Luft im Fall
einer Aggression erheblich dün-
ner, sobald der erneuerte Vertrag
in Kraft tritt. Denn keinem Staat
könnte eine weltöffentliche Debat-
te über eine internationale Straf-
verfolgung völlig gleichgültig
sein. Schon deshalb reicht die
Strahlkraft von Kampala über den
Kreis der 122 Vertragsstaaten des
Internationalen Strafgerichtshofs
hinaus. Auch darum ist der Kom-
promiss von Kampala durchaus
historisch zu nennen.

Damit er völkerrechtlich wirk-
sam wird, muss er nun noch zwei
gewichtige Hürden nehmen: Die
Versammlung der Vertragsstaaten
muss Kampala frühestens 2017
mit einer Mehrheit von mindes-
tens zwei Dritteln bestätigen, und
mindestens 30 Staaten müssen der
Vertragsänderung zustimmen.

1998 trug Deutschland entschei-
dend dazu bei, dass das Verbre-
chen der Aggression auf der Ta-
gesordnung der Verhandlungen
zum Internationalen Strafgerichts-
hof blieb, und am anschließenden
Durchbruch von Kampala wirkten
deutsche Vertreter maßgeblich
mit. Mit der Hinterlegung der Ra-
tifikationsurkunde führt Deutsch-
land seinen besonderen Einsatz in
dieser Sache konsequent fort. Da-
mit bestätigt das Land, das durch
seine Angriffskriege unter dem
Naziregime den „schöpferischen
Präzedenzfall“ von Nürnberg he-
raufbeschworen hat, seinen eige-
nen „Friedensschluss“ mit den
Nürnberger Prozessen, die hierzu-
lande noch Jahrzehnte nach dem
Krieg verbreitet als „Siegerjustiz“
diffamiert wurden.

Der deutsche Außenminister
handelt in New York am Montag,
3. Juni, im Geist von Robert Jack-
sons großem Nürnberger Verspre-
chen, „denAngriff jeder Nation zu
verdammen“. Diesem lichten Zei-
chen deutscher Völkerrechtspoli-
tik, erfreulicherweise getragen
von einem einmütigen Votum des
Deutschen Bundestags, ist breite
Ausstrahlung und eine große Zahl
von Nachahmern zu wünschen.

Das ganz normale Wechselspielchen SAKURAI

ADAC-Präsident für
höhere Mineralölsteuer

Die Melkkuh
soll es richten
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Wenn es um Deutsch-
lands Autofahrer geht,
vertritt der ADAC seit

jeher eine glasklare Position. Sie
sind die Melkkühe der Nation,
zahlen jährlich 53 Milliarden Euro
an allen möglichen Abgaben –
doch nur ein kleiner Teil davon
fließt ins Straßennetz zurück. Des-
wegen soll die Melkkuh nicht noch
weiter gemolken werden. Genug
ist genug. Das war bisher die Hal-
tung des einflussreichsten und
mitgliederstärksten Automobil-
clubs der Welt.

Und plötzlich das.ADAC-Präsi-
dent Peter Meyer spricht sich für
eine Erhöhung der Mineralölsteu-
er um drei Cent pro Liter aus. Zwar
zeitlich befristet, zweckgebunden
und nicht ohne den Hinweis da-
rauf, dass das mit Gerechtigkeit
nichts zu tun habe – aber immer-
hin. Meyer bemüht gar den Ver-
gleich mit einem Vermieter, der
sein Haus über Jahrzehnte so lange
vergammeln lässt, bis es durchs
Dach regnet, und anschließend
den Mieter zu einer Sonderabgabe
für die Reparaturen zwingt.

Nun kann der Mieter sich eine
andere Wohnung suchen, der Au-
tofahrer aber keine andere Straße.
Das hat inzwischen wohl auch der
ADAC eingesehen. Und lenkt des-
halb nach einem Rundumschlag
seines Präsidenten über die gigan-
tische Steuerverschwendung beim
Flughafen Berlin-Brandenburg,
beim Drohnenprojekt Euro Hawk,
bei Stuttgart 21 und bei der Elb-
Philharmonie plötzlich ein. Ja, der
deutscheAutofahrer sei bereit, sei-
nen Sonderbeitrag für die Sanie-
rung des maroden Straßennetzes
zu leisten. Selbst wenn er es nicht
zu verantworten habe, sondern im-
merzu nur gemolken werde.

Ein ADAC-Boss, der für eine
höhere Mineralölsteuer plädiert.
Wenn es schon so weit gekommen
ist, muss es um das deutsche Stra-
ßennetz wirklich schlecht bestellt
sein. Vielleicht hat Meyer ja noch
andere gute Ideen zur Lösung der
Finanzprobleme – in Stuttgart,
Hamburg oder anderswo. Was die
Straßen-Infrastruktur angeht, ist er
und der ADAC jedenfalls über sei-
nen Schatten gesprungen.

VON PETER BERGER
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